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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Kroll-Schlüter, Frau Stommel 
und Genossen 
- Drucksache 7/1 724 - 

betr. Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 6. März 1974 - 014 - KA 7 - 29 - die Kleine An- 
frage wie folgt beantwortet: 


1. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung dem Parlament 
den Gesetzentwurf zur Novellierung des Gesetzes zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit bis heute nicht vorgelegt, ob- 
wohl dieser seit 1972 „kabinettsreif" ist und längst hätte be- 
schlossen und eingebracht werden können? 

Nachträglich auf getretene Bedenken einiger oberster Jugend- 
behörden der Länder und zweier Bundesressorts hinsichtlich 
einzelner Regelungen des Entwurfs führten zu erneuten Konsul- 
tationen, die sich mehrere Monate hinzogen. Auch schien es 
geboten, die im Entwurf vorgesehenen Altersgrenzen unter Her- 
anziehung neuerer wissenschaftlicher Erkenntnisse neu zu über- 
denken. Gerade bei diesem Gesetzentwurf ist es besonders 
schwierig, die zur Verringerung der Gefahren des Rauchens und 
des Alkohols an sich wohl sinnvolle Erhöhung der Altersgren- 
zen von 16 auf 18 Jahre mit der Notwendigkeit in Einklang zu 
bringen, nur solche gesetzliche Regelungen zu treffen, die kon- 
trollierbar und durchsetzbar sind, um die Glaubwürdigkeit des 
Gesetzes insgesamt nicht auszuhöhlen. Diese Überlegungen sind 
außerordentlich schwierig und noch nicht endgültig abgeschlos- 
sen. 

Inzwischen waren die Vorarbeiten für die Fertigstellung des 
Entwurfs für ein Jugendhilfegesetz so weit fortgeschritten, daß 
diesem Vorhaben nunmehr Vorrang eingeräumt werden mußte. 
Wie in der Antwort vom 24. Januar 1974 auf die von Herrn 
Abgeordneten Kroll-Schlüter gestellte Frage (Anlage 32 zur 
Niederschrift der 77. Sitzung des Deutschen Bundestages) aus- 
geführt wurde, wurde für die im Bereich des Bundesministe- 


Druck: Therme Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/1777 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


riums für Jugend, Familie und Gesundheit in dieser Legislatur- 
periode anstehenden jugendpolitischen Fragen aufgrund der 
Dringlichkeit und der verfügbaren Arbeitskapazität des Ministe- 
riums über die Prioritätenfolge neu entschieden und Weisung 
erteilt, daß in diesem Bereich die Arbeit an der Reform des Ju- 
gendhilferechts Vorrang erhält und zum Abschluß gebracht wer- 
den soll, bevor über die Vorlage eines Entwurfs zur Neufassung 
des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit ent- 
schieden wird. Eine inhaltliche Zusammenfassung des Jugend- 
schutzgesetzes mit dem Jugendhilferecht ist nicht möglich. 


2. Wann wird die Bundesregierung den „kabinettsreifen" Gesetz- 
entwurf zur Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit beschließen und im Parlament einbringen? 

Ein Zeitpunkt für die Einbringung des Gesetzentwurfs kann 
gegenwärtig noch nicht angegeben werden. 


3. Wird die Bundesregierung diesen Gesetzentwurf wenigstens 
einbringen, sobald der Entwurf des Jugendhilfegesetzes dem 
Bundestag vorgelegt worden ist? 


Ja, denn die Bundesregierung hält in Einklang mit ihren frühe- 
ren Darlegungen zu diesem Thema eine Modernisierung dieses 
Gesetzes für nötig. 


4. Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundesregierung an der 
Novellierung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit kein Interesse mehr hat und den Jugendschutz in 
der Öffentlichkeit faktisch abbauen will? 


Die sehr gründlichen und umfangreichen Vorarbeiten für eine 
Neufassung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffent- 
lichkeit verdeutlichen das Interesse der Bundesregierung an 
einem wirksamen Jugendschutz. Mit Entschiedenheit wird daher 
die Unterstellung zurückgewiesen, die Bundesregierung wolle 
den Jugendschutz in der Öffentlichkeit abbauen. 
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